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Präventives Vertretungsverbot? 

Art. 12 lit. a und c BGFA 

r n th oret sc es RI iko eines lnteressenskon­

fliktes reicht nicht aus, um die anweltllche Vertretung 

in allen zukünftigen Verfahren, die mit einer Volks-

abstimm n 
(108] 

Zusammenhang stehen, zu ver-

TA BE 100.2018.75 und 100.2018.76 vom 31. Mai 2018 (rechtskräftig) 

Advokat E. vertrat die Gemeinde A. (die Moutier sein muss, 

zu Hintergründen vergleiche den Entscheid der Prefete du 

Jura Bernois [Regierungsstatthalterin] PMC n°7 - 2017 vom 

2. November 2018) in diversen Verfahren, die im Zusammen­

hang mit der Abstimmung vom 18. Juni 2017 über die Kan­

tonszugehörigkeit von A. vor der Regierungsstatthalterin an­

gestrengt wurden. Die Regierungsstatthalterin vereinigte in , 

einem Zwischenentscheid vom 12. Februar 2018 sieben Ver­

fahren. Im gleichen Entscheid untersagte sie dem Advokaten 

E. und allen anderen Advokaten seiner Kanzlei, die Gemeinde 

A. im Rahmen dieses Verfahrens wie auch in jedem anderen 

hängigen Verfahren oder zukünftigen Verfahren im Zusam­

menhang mit der Abstimmung vom 18. Juni 2017 zu vertre­

ten. Der Zwischenentscheid der Regierungsstatthalterin 

wurde von der Gemeinde A. bezüglich der Verfahrensvereini­

gung und des Vertretungsverbotes beim Ve1waltungsgericht 

des Kantons Bern angefochten. Der Rekurs gegen diesen Zwi­

schenentscheid ist zulässig, da ein Vertretungsverbot einen 

nicht wiedergutmachbaren Nachteil schafft, der im Endent­

scheid, nachdem das Verfahren gänzlich mit einem anderen 

Vertreter durchgeführt wurde, nicht behoben werden kann 

(vgl. BGer 4D_58/2014 vom 17. Oktober 2014, E. 1.3). 

Dass das Vertretungsverbot in zwei Verfahren, in denen 

offensichtlich familiäre Verbindungen zwischen Mitglie­

dern der Kanzlei von E. und Verfahrensbeteiligten bestan­

den, angebracht war, wurde von A. nicht bestritten. Bezüg­

lich der weiteren fünf Verfahren wurde nicht behauptet, 

dass Interessenskonflilcte vorliegen. Somit stellt das Verwal­

tungsgericht fest, dass das Vertretungsverbot in diesen Ver­

fahren einzig eine Folge der Verfahrensvereinigung ist. 
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Das Verwaltungsgericht ist der Auffassung, dass entge­

gen der Ansicht von A. die Verfahrensvereinigung nicht 

den einzigen Zweck hatte, E. von allen vereinigten Verfah­

ren auszuschliessen. Aufgrund der bernischen Rechts­

grundlagen ist eine Verfahrensvereinigung grundsätzlich 

, zulässig. Da bezüglich zweier Verfahren das Vertretungsver­

bot unbestritten ist, war A. auf alle Fälle gezwungen, für 

diese Verfahren einen anderen Vertreter zu bestimmen. Die 

Verpflichtung, auch für die anderen Verfahren einen neuen 

Vertreter zu bestimmen, stellt in keiner Weise einen bedeu-

tenden Nachteil dar. Das Vertretungsverbot als Folge der 

zulässigen Verfahrensvereinigung ist unproblematisch. 

Das Verwaltungsgericht prüft weiter das Verbot der 

Vertretung von A. durch E. in jedem anderen hängigen 

1 oder zukünftigen Verfahren. Jede Situation, die möglicher­

weise zu einem Interessenskonflilct führt, ist gemäss der ein­

schlägigen Bundesgerichtspraxis zu vermeiden. Ein rein ab­

straktes Risiko ist aber nicht ausreichend. Keine der 

Parteien dieses Verfahrens bringt vor, dass zurzeit ein ande­

res Verfahren im Zusammenhang mit der fraglichen Ab­

stimmung vor der Regierungsstatthalterin hängig sei. Mit 

dem Verbot für zukünftige Verfahren hat die Regierungs­

statthalterin antizipiert ein Interessenskonflilctrisilco ange­

nommen. Da zurzeit aber die möglichen Parteien und die 

Streitgegenstände solcher Verfahren nicht bekannt sind, ist 

ein Interessenskonflil<trisilco rein theoretischer Natur. Ein 

solch abstraktes Risilco reicht für ein Vertretungsverbot 

nicht aus. Das Verwaltungsgericht hebt daher in diesem 

Umfang den angefochtenen Entscheid auf. 

Kom entar 

Das Verwaltungsgericht hat zu Recht das Verbot der Regie­

rungsstatthalterin, dass E. die Gemeinde A. in zukünftigen 

Verfahren im Zusammenhang mit der fraglichen Abstim­

mung vertreten darf, aufgehoben. Ein Vertretungsverbot 

muss durch ein konkretes lnteressenskonfliktrisiko ge­

rechtfertigt sein. Auch die notorisch konfliktbeladene At­

mosphäre in der Auseinandersetzung über die Kantonszu­

gehörigkeit der Gemeinde A. (resp. Moutier) rechtfertigt 

ein solch drastisches Verbot nicht. 
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